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Funktioniert die europäische 
Lohnkoordinierung?  
Befunde aus der deutschen  
Metall- und Elektroindustrie

Um innerhalb der Europäischen Union (EU) Unterbietungswettbewerb zu verhindern, 
länderspezifische Inflationsunterschiede zu kompensieren und eine gleichmäßige Tarif- 
entwicklung zu gewährleisten, bemühen sich die Gewerkschaften programmatisch um 
eine internationale Lohnkoordinierung. Doch während die europäische Integration die 
Verhinderung von Standortwettbewerb eher erschwert, zeigen die Initiativen für eine 
transnationale Lohnkoordinierung bisher einen nur begrenzten Erfolg. Anhand einer 
qualitativen Analyse der Lohnkoordinierung in der deutschen Metall- und Elektroindustrie 
zeigt der Beitrag, warum sich Gewerkschaften hierfür weiterhin engagieren, auch wenn 
sie noch weit davon entfernt sind, ihre gesetzten Ziele zu erreichen. 

Martin Seeliger

1. �Einleitung

Mit der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
hat sich der Stellenwert einer international koordinierten 
Lohnpolitik für die Gewährleistung nationaler Wettbe-
werbsfähigkeit nochmals signifikant erhöht. Das Ziel einer 
EU-weit koordinierten Lohnpolitik ist es, Differenzen beim 
Produktivitätszuwachs und mit Blick auf die Inflationsraten 
auszugleichen, um Unterbietungswettbewerb zu verhindern 
und makroökonomische Stabilität zu gewährleisten. Mit 
ihren Initiativen zur internationalen Lohnkoordinierung 
versuchen die Gewerkschaften seit Mitte der 1990er Jahre, 
diese Herausforderung aufzugreifen. Doch angesichts der 
institutionellen Heterogenität nationaler Lohnfindungssys-
teme und mangelnder tarifpolitischer Durchsetzungsfähig-
keit waren diese Initiativen bislang wenig erfolgreich. 
Gleichzeitig halten die deutschen Gewerkschaften an der 
Notwendigkeit einer europäischen Koordinierung der Ta-
rifpolitik fest und sehen sie als einen zentralen Bestandteil 
ihres europapolitischen Kerngeschäftes.

Dieses Spannungsverhältnis untersucht der folgende 
Artikel auf Basis einer qualitativen Fallstudie der Lohnkoor-
dinierung in der deutschen Metall- und Elektroindustrie. 
Das anhaltende Engagement der Gewerkschaften in der 
Lohnkoordinierung erklärt sich – so ein zentraler Befund 
– aus einer akteurszentriert-handlungstheoretischen Pers-
pektive (Abschnitt 4). Vorab erfolgt ein Problemaufriss so-

wie ein kurzer Überblick über den Forschungsstand (2). 
Abschnitt 3 gibt Einblick in die empirische Analyse der 
zugrunde liegenden Untersuchung. 

2. �Problemaufriss und Forschungsstand

2.1 �Lohnkoordination als Sollbruchstelle fester 
Wechselkursregime

Lohnfindung und Tarifpolitik sind das Kerngeschäft ge-
werkschaftlichen Engagements. Aus Sicht der Gewerkschaf-
ten überlappen sich hier zwei unterschiedliche Referenz-
systeme “in einem Spannungsverhältnis zwischen den 
unmittelbaren Verteilungsinteressen der tarifpolitischen 
Akteure einerseits und den ökonomischen Steuerungsinte-
ressen einer Gesellschaft andererseits“ (Bispinck/Schulten 
2006, S. 254). 

Mit der europäischen Währungsunion hat sich die Be-
deutung der Lohnpolitik für die Gewährleistung makroöko-
nomischer Stabilität in der Eurozone signifikant erhöht. 
Während früher nationale Inflationsdynamiken über Auf- 
und Abwertungen seitens der Zentralbanken korrigiert 
werden konnten, beeinflusst nunmehr die Lohnstückkos-
teninflation auch die Preisinflation. Will man die makroöko-©

 W
SI

 M
it

te
ilu

ng
en

 2
01

7
D

ie
se

 D
at

ei
 u

nd
 ih

r I
nh

al
t s

in
d 

ur
he

be
rr

ec
ht

lic
h 

ge
sc

hü
tz

t.
 N

ac
hd

ru
ck

 u
nd

 V
er

w
er

tu
ng

 
(g

ew
er

bl
ic

he
 V

er
vi

el
fä

lti
gu

ng
, A

uf
na

hm
e 

 in
 e

le
kt

ro
ni

sc
he

 D
at

en
ba

nk
en

, V
er

öf
fe

nt
-

lic
hu

ng
 o

nl
in

e 
od

er
 o

ffl
in

e)
 s

in
d 

ni
ch

t 
ge

st
at

te
t.



WSI MITTEILUNGEN 8/2017

567

nomische Stabilität als volkswirtschaftliche Zielgröße bei-
behalten, sind die Tarifpartner somit gezwungen, die 
nationalen Lohnstückkosten an der Zielinflationsrate des 
gemeinsamen Währungsraums zu orientieren (Hancké 
2013). Auf diese Weise wird die Lohnpolitik unter Bedin-
gungen der Währungsunion (d. h. des Verlusts nationaler 
Abwertungsmöglichkeiten zugunsten der geldpolitischen 
Kompetenz der Europäischen Zentralbank (EZB) und des 
Fiskalpaktes) zu einem gewichtigen makroökonomischen 
Steuerungsinstrument. 

Über die Frage, wie wichtig die Fähigkeit zur effektiven 
Lohnkoordinierung für die Gewährleistung makroökono-
mischer Stabilität gemeinsamer Währungsräume tatsäch-
lich ist, herrscht in der einschlägigen politökonomischen 
Literatur keineswegs Einigkeit. Schulten (2014) beispiels-
weise sieht die Bedeutung der Lohnstückkosten für die 
makroökonomischen Ungleichgewichte als vielfach über-
schätzt. Als standortspezifischer Wettbewerbsfaktor sei 
nicht nur der Preis der Arbeit einschlägig, sondern auch 
nicht-preislichen Aspekte wie die Kontinuität der Produk-
tion oder die Produktqualität spielten hier eine Rolle. An-
ders als Hancké (2013) hinterfragt Schulten auch den un-
mittelbaren Kausalzusammenhang von Lohn- und 
Preisentwicklung und betont zudem die Bedeutung der 
Lohnentwicklung für die Einkommensverteilung. Vor die-
sem Hintergrund gelangt er zu dem Schluss, dass die Lohn-
politik als alleiniges Instrument zum Ausgleich makroöko-
nomischer Ungleichgewichte überfordert sei (vgl. auch 
Müller et al. 2016). Doch unabhängig von den genannten 
– und zweifelsfrei vorhandenen – komplementären Ein-
flussfaktoren geht dieser Beitrag von einer zentralen Be-
deutung der Lohnstückkostenentwicklung – und folglich 
der Notwendigkeit ihrer Koordinierung – aus. 

Die ökonomische Wirklichkeit sieht derweil anders aus: 
Während die nominalen Lohnstückkosten von 2000 bis zur 
Krise von 2008 in Frankreich immerhin um 20 %, in Italien 
um 25 % und in Spanien sogar um über 30 % anstiegen, 
stagnierten sie in der Bundesrepublik im gleichen Zeitraum. 
Wie Höpner (2014, S. 317) bemerkt, hätten die nominalen 
Lohnstückkosten in der Eurozone im Zeitraum von 1999 
bis 2008 um 22 % wachsen müssen, um die Zielinflations-
rate der EZB in Höhe von 2 % einzuhalten. Diese Entwick-
lungen identifiziert Hancké (2013, S. 321) als Kernproblem 
der Währungsunion: “Since its inception in 1999, Europe-
an Monetary Union has witnessed an increased divergence 
of inflation and wages, as well as of economic performance 
more generally in the single currency area.”

Der Entwicklung in Deutschland kommt hierbei auf-
grund seiner hohen Wirtschaftsleistung, die sich zu einem 
wesentlichen Teil im Export in die anderen Länder der 
Eurozone abbildet, eine Schlüsselbedeutung zu. Diese star-
ke Außenhandelsorientierung ist seit Jahrzehnten (genau-
er: seit der Nachkriegsära) ein charakteristisches Merkmal 
des deutschen Wirtschaftsmodells (Horn 2010). Nachdem 
der Anteil der Exporte an der Gesamtwirtschaft vor allem 
nach der Wiedervereinigung abgenommen hatte, stieg er 

im Laufe der 2000er Jahre rapide an und belief sich ab 2011 
auf über 50 % des Bruttoinlandprodukts (BIP) (Bispinck/
Schulten 2014, S. 14). Gegenüber der Jahrtausendwende hat 
sich zudem der Exportüberschuss auf ca. 217 Mrd. € zum 
Ende des hier betrachteten Untersuchungszeitraums im Jahr 
2014 vervierfacht (Der Spiegel 13/2015, S. 23). Dies ist – 
knapp skizziert – der ökonomische Hintergrund, vor dem 
die folgende Darstellung die praktische Umsetzung der 
Lohnkoordinierung untersucht. Dies geschieht am Beispiel 
der europäischen Metall- und Elektroindustrie. Mit dem 
Flächentarifvertrag der deutschen Metall- und Elektroin-
dustrie richtet sich die Aufmerksamkeit auf dasjenige Seg-
ment der deutschen Volkswirtschaft, in dem die größten 
Exporte in den Euroraum verzeichnet werden.

2.2 �Geschichte der Lohnkoordinierung  
im europäischen Metallsektor

Initiativen grenzüberschreitender Lohnkoordinierung wer-
den unter europäischen Gewerkschaften schon seit einigen 
Jahrzehnten diskutiert (Pen 1964). Vor dem Hintergrund 
der Währungsunion gewannen Initiativen zur Abstimmung 
nationaler Tarifabschlüsse neue politische Aufmerksamkeit. 
Hierbei kommt dem Europäischen Metallgewerkschafts-
bund (EMB) eine tragende Rolle zu. Nach längeren Ausein- 
andersetzungen einigten sich nationale Gewerkschaften auf 
Initiative ihres Dachverbandes auf die sog. Koordinierungs-
regel, der zufolge Lohnforderungen mindestens der Addi-
tion von Produktivitätszuwächsen und dem Ausgleich der 
Inflationsrate entsprechen müssen. Wie im Jahr 1996 auf 
einer Sitzung des EMB in Frankfurt a. M. beschlossen, soll-
ten die beteiligten europäischen Gewerkschaften diese For-
derungen in ihren lokalen Tarifverhandlungen durchsetzen, 
um dem im gemeinsamen Markt verstärkten Standortwett-
bewerb zu begegnen.

Zur Operationalisierung entsprechender Abstimmungs-
maßnahmen wurde mit der Eucob@n-Datenbank ein Sys-
tem zum Monitoring von Tarifabschlüssen der beteiligten 
Länder etabliert (Schulten 2004, S. 292). Zum Zweck der 
Verstetigung ist weiterhin die Entsendung von Delegierten 
der europäischen Ebene in die nationalen oder regionalen 
Lohnverhandlungen vorgesehen (Gollbach 2005). Über den 
Modus der Ermittlung der Lohnforderungen bestehen im 
Koordinierungssystem der IndustriALL Europe als Nach-
folgeorganisation des EMB jedoch Unklarheiten: sowohl 
hinsichtlich der zugrunde liegenden Produktivitätsrate (sek-
toral oder gesamtwirtschaftlich) als auch in Bezug auf die 
(entweder national variierende oder durch die EZB bei 2 % 
fixierte) Inflationsrate.1 

1	 Dass diese Rechnungsweise bis heute nicht von allen an 
den Koordinierungsinitiativen beteiligten Metallgewerk-
schaften geteilt wird, erschwert die Erreichung einheitli-
cher Ergebnisse von vornherein.
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2.3 �Stand der Forschung

Als zentrales Feld gewerkschaftlicher Zusammenarbeit in der 
EU ist die europäische Lohnkoordinierung, die seit Einfüh-
rung der Koordinierungsregel vor allem auf sektoraler Ebene 
Gestalt angenommen hat, seit Mitte der 1990er Jahre auch 
Thema sozialwissenschaftlicher Analysen (vgl. u. a. Johnston 
2009; Traxler et al. 2008; Traxler/Brandl 2009). Eine transna-
tionale Abstimmung der Lohnabschlüsse sei, so die Schluss-
folgerung von Traxler et al. (2008, S. 106), am ehesten „auf 
der Grundlage nicht-hierarchischer, netzförmiger Koordinie-
rungsmechanismen“ möglich. Empirische Analysen leisten 
hierbei meist eine indikatorengestützte Darstellung europäi-
scher Lohnentwicklung und etwaiger Koordinierungserfolge 
(Glassner 2009). Nachdem in der Frühphase der Koordinie-
rungsinitiativen seit Mitte der 1990er positive Einschätzungen 
überwogen, welche die Potenziale solcher Abstimmungen 
herausgestellt hatten (Schulten/Bispinck 1999; Marginson/
Traxler 2005), fallen die Bewertungen seit Mitte der 2000er 
Jahre – und vor allem nach der EU-weiten Wirtschaftskrise 
– vorsichtiger aus (Erne 2013; Sterkel/Wiedemuth 2011). Und 
tatsächlich haben sich Initiativen transnationaler Lohnkoor-
dinierung in der EU – zumindest gemessen an den Zielgrößen 
der Verhinderung von Unterbietungswettbewerb sowie der 
Gewährleistung makroökonomischer Stabilität – bis heute als 
nicht besonders effektiv erwiesen.2 Neben den (noch fehlen-
den) unmittelbar tarifpolitischen Auswirkungen zählt aus 
Sicht der Gewerkschaften aber auch ein positiver „Prozess-
nutzen“, welcher sich aus der Pflege internationaler Kontakte 
im Rahmen des europäischen Dachverbandes ergibt. 

Die anvisierte Abstimmung von Löhnen im Einklang mit 
der Koordinierungsregel beinhaltet für die Gewerkschaften 
eine Reihe von Schwierigkeiten. Dies zeigt sich im Export-
sektor anhand des „Anreizes“, sich Wettbewerbsvorteile im 
Verhältnis zu den ausländischen Konkurrenten zu sichern 
(Höpner 2013, S. 6).3 Eine zweite Problemstellung ergibt sich 
für die Koordinierungsinitiativen aus der Heterogenität na-
tionaler Tarifsysteme in der Eurozone hinsichtlich der Mit-
gliederstärke von Arbeitgeber- und Gewerkschaftsverbän-
den, der jeweiligen Prozedur der Lohnfindung sowie ihrer 
Absicherung durch den Staat. Als dritte erschwerende Be-
dingung treten schließlich Sanktionen der Troika gegen die 
Euro-Krisenländer hinzu (Schulten/Müller 2013, S. 295). 
Angesichts solcher gravierender politökonomischen Diffe-
renzen innerhalb des Euroraumes ist eine synchrone Lohn- 
und Tarifpolitik als unwahrscheinlich anzusehen. 

Aus Sicht einer Reihe von Beiträgen macht sie dies je-
doch nicht obsolet. Denn infolge der New Economic Go-
vernance, so Müller et al. (2016), gibt es weitere Gründe für 
die Notwendigkeit gewerkschaftlicher Lohnkoordinierung 
im Euroraum. Vor dem Hintergrunde staatlich verordneter 
Austerität werde die gewerkschaftliche Abstimmung von 
Lohnforderungen zu einem zentralen Element für ein nach-
frageorientiertes und lohngetriebenes Wachstumsmodell 
(vgl. Pernicka 2015). D. h. neben der Verhinderung von 
Unterbietungswettbewerb sowie der Gewährleistung ma-

kroökonomischer Stabilität tritt unter diesen Bedingungen 
ein breiteres Kriterium für die Beeinflussung des lohnpoli-
tischen Diskurses hinzu. 

Das Augenmerk der Forschung hat sich bislang allerdings 
vorrangig auf die die konzeptionellen Fragen und Probleme 
der internationalen Lohnkoordinierung konzentriert. Schon 
weit seltener wurden ihre Auswirkungen empirisch unter-
sucht. Gänzlich vermissen lässt die aktuelle Forschungsland-
schaft Untersuchungen, die sich für den qualitativen Prozess 
von Lohnkoordinierung im Rahmen konkreter Tarifverhand-
lungen interessieren. Die empirische Studie, auf der dieser 
Beitrag basiert, hat eine solche mikrodynamische Perspekti-
ve eingenommen und die Frage zu beantworten versucht, 
warum sich die europäischen Gewerkschaften für eine grenz- 
überschreitende Lohnkoordinierung engagieren, obwohl ent-
sprechende Initiativen in der Vergangenheit nur bedingt er-
folgreich waren und unter den gegebenen Bedingungen auch 
nur schwer zu verwirklichen sind. 

3. �Lohnkoordinierung im deutschen 
Metallsektor – eine empirische  
Rekonstruktion

Der vorliegende Text basiert auf einer Teilstudie gewerk-
schaftlicher Positionsbildung in der europäischen Tarifpo-
litik (vgl. Seeliger 2017). Der Untersuchungszeitraum reicht 
vom finalen Beschluss der Euroeinführung durch den Bun-
destag im Jahr 1998 bis 2013. Mit dem Ziel einer Rekons- 
truktion der spezifischen Sichtweisen der an den Initiativen 
beteiligten Akteure folgt die Darstellung einem akteurzen-
trierten, handlungstheoretischen Zugang (Joas/Beckert 
2001). Die Auswahl der Interviewpartner erfolgte hierbei 
zum einen über professionelle Kontakte des Forschers; zum 
anderen auf die konkrete Empfehlung interviewter Perso-
nen. Die weiter unten zu Wort kommenden Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschafter4 sind allesamt hauptamtlich 
im Bereich der Tarifpolitik beschäftigt. Ausgehend von der 

2	 Bei dieser kritischen Bilanz ist allerdings auch in Rechnung 
zu stellen, dass vor allem seit den 2000er Jahren mit der 
tarifpolitisch ausgehandelten Garantie etwa von Weiterbil-
dungsansprüchen oder Betriebs- und Frühverrentungsmo-
dellen qualitative Elemente der Tarifpolitik an Bedeutung 
gewonnen haben, deren Durchsetzung nicht zuletzt auf 
Kosten der quantitativen Lohnentwicklung erfolgt ist.

3	 Diese Tendenz verstärkt im Untersuchungszeitraum 
(1998 – 2013, vgl. Abschnitt 3) eine wirtschaftliche Krise im 
Metallsektor, deren tarifpolitische Implikationen Bispinck 
und Dribbusch (2011) aufarbeiten.

4	 Aus Gründen der Anonymität wird im Folgenden durch-
gängig die männliche Form verwendet.
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Analyse einschlägiger Veröffentlichungen wie internen und 
öffentlichkeitswirksamen Positionspapieren und Selbstdar-
stellungstexten in Print- und Onlineform war es das Ziel 
der 20 Experteninterviews mit Vertretern unterschiedlicher 
nationaler Gewerkschaftsorganisationen sowie Vertretern 
europäischer Dachverbände, die nominelle Programmatik 
mit der realen Lohnentwicklung zu kontrastieren und Ein-
blicke zu gewinnen in die Herausforderungen tarifpoliti-
schen Handelns unter Bedingungen der Wirtschafts- und 
Währungsunion.5

3.1 �Lohnkoordinierung in Zusammenarbeit 
von IG Metall und IndustriALL Europe

Die politische Ökonomie der Bundesrepublik folgt nach 
dem Zweiten Weltkrieg dem Entwicklungspfad eines hoch-
industrialisierten Landes – hauptsächlich aufgrund ihrer 
Exportstärke. Die weltwirtschaftliche Rolle Deutschlands 
wurde intern durch eine Konstellation ermöglicht, die ihre 
sozialwissenschaftlichen Chronisten auch als Sozial- (oder 
später: Konflikt-)Partnerschaft beschrieben haben (Mül-
ler-Jentsch 2011). Ein stabiler arbeitspolitischer Bezugsrah-
men ergab sich im Zusammenspiel starker Tarifpartner, die 
eine Beteiligung der Lohnabhängigen am gesellschaftlichen 
Wohlstand auf einem relativ hohen Niveau gewährleistete, 
und eine Beteiligung der Belegschaften durch die Mitbe-
stimmung auf Betriebs- und Unternehmensebene.

Mit fast 2,3 Mio. Mitgliedern vertritt die IG Metall das 
größte Exportsegment der deutschen Wirtschaft. Ihre po-
litische Orientierung folgt hierbei, so Rüb (2009, S. 144), 
einer „reformistisch-wirtschaftsdemokratisch ausgerichte-
ten Agenda“ mit dem Ziel einer „linkskeynesianistische[n] 
Reformalternative im Kapitalismus.“ Bei den Gewerkschaf-
ten der Exportsektoren erkennen Experten ein genuines 
Interesse an der Erhaltung von Wettbewerbsfähigkeit (vgl. 
Thelen 2014, S. 36). Eine entsprechende Orientierung der 
IG Metall spiegelt sich traditionell in einem auf qualitative 
Wettbewerbsfähigkeit und Produktivitätssteigerung ausge-
richteten Produktivismus (Rüb 2009, S. 145).

Seit den 1970er Jahren hat die IG Metall ihre europapo-
litischen Interessen zunächst im Europäischen Metallge-
werkschaftsbund (EMB; vormals: Metallarbeiterbund) ver-
treten. Dieser fusionierte Ende 2012 gemeinsam mit der 
European Mine, Chemical and Energy Workers’ Federation 
und der European Trade Union Federation for Textiles, 
Clothing and Leather zu dem umfassenderen Dachverband 
IndustriALL Europe (im Folgenden: IndustriALL). Ein 
Kernstück des europapolitischen Engagements stellt die in 
Abschnitt 2.2 durch den Dachverband IndustriALL be-
schriebene Initiative zur Lohnkoordinierung dar. 

Hinsichtlich der grenzüberschreitenden Abstimmung 
von Lohnverhandlungen betont die IG Metall in einer Bro-
schüre zum Thema, „wie wichtig es ist, den Koordinierungs-
ansatz nicht auf ‚Regeln‘ und ‚Formeln‘ zu beschränken, 
sondern auf einem politischen Ansatz zu bestehen“ (IG 
Metall 2005, S. 21). Eine ähnlich klare Position bezieht auch 

der Europäische Metallgewerkschaftsbund, indem er sich 
von lediglich rhetorischen Bekenntnissen abgrenzt und den 
praktischen Charakter betont: “This wage coordination rule 
is a concrete political and policy tool towards employers, 
which will be actively used by the collective bargaining ne-
gotiators of all affiliated organisations” (EMB 2011, S. 12). 
Ein eindeutiges Bekenntnis zur Lohnformel (mindestens 
Produktivitätszuwachs plus Inflationsrate) findet sich auch 
in der Politischen Resolution 2011 – 2015 des neu gegründe-
ten Verbandes IndustriALL Europe (2012a, S. 13; auch 
2012b sowie 2014). Diese Position bekräftigt auch die im 
Juni 2014 in Wien abgehaltene tarif- und sozialpolitische 
Konferenz der Organisation: „Lohnerhöhungen, die über 
den Produktivitätszuwachs und Inflationsausgleich hinaus-
gehen, sind wirtschaftlich sinnvoll und sozial verantwort-
lich, weil eine Umverteilung von Kapital- zu Lohneinkom-
men der beste Weg zur Konjunkturbelebung ist” 
(IndustrieALL 2014).

Eine strukturelle Aufwertung der tarifpolitischen Zu-
sammenarbeit zwischen den nationalen Mitgliedsgewerk-
schaften nimmt ihren Anfang im Jahr 1994 in einer hierzu 
eingerichteten Arbeitsgruppe nicht zuletzt unter Bedingun-
gen der beschlossenen Wirtschafts- und Währungsunion. 
Die Zuordnung tarifpolitischer Koordination an die inter-
nationalen Sekretariate, so ein Vertreter von IndustriALL, 
bedingte für ihre operative Umsetzung jedoch häufig einen 
Mangel an Expertise: „Because traditionally, if you are tal-
king about the last century, all international business was 
done by the international departments. But basically, and a 
bit harshly and perhaps not 100 % correct, those people 
often did not really know the inside of the business.” (Inter-
view)

Die Übertragung der Koordinierungsaufgaben an den 
internationalen Tarifpolitischen Ausschuss Mitte der 1990er 
Jahre stellt damit einen Wendepunkt in der Geschichte der 
Lohnkoordinierung dar. Die Eucob@n-Datenbank bildet 
hierbei einen Bezugsrahmen, in den Metallgewerkschaften 
aus allen europäischen Ländern ihre Tarifergebnisse ein-
speisen sollen. In der Praxis verfolgt IndustriALL hierbei 
einen lediglich weichen Koordinierungsanspruch, dessen 
Verbindlichkeitsgrad sich aus einer „moralischen Selbstver-
pflichtung“ ableitet (Henning 2013, S. 163). Als mittel- oder 
langfristiges Ziel dieser Abstimmungsaktivitäten im Rah-
men „transnationaler Kommunikationsräume“ (ebd.) ist 
die Strategie explizit auf die ferne Zukunft hin orientiert: 
„Hinter diesem regionalen gewerkschaftlichen Vernet-
zungsansatz steht die (erfahrungsgesättigte) Überlegung, 
dass sich die Europäisierung der Tarifpolitik letztlich nur 
als Ergebnis eines Prozesses der zunehmenden gegenseitigen 
Kommunikation, Vertrauensbildung und Verständigung 

5	 Eine umfassendere theoretische Rahmung an der Schnitt-
stelle von pragmatistischer Handlungstheorie (Ansell 
2011) und Skandinavischem Institutionalismus (Brunsson 
1989) findet sich bei Seeliger (2017).
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der nationalen Tarifakteure herstellen wird und dass es 
wichtig ist, die dazu erforderlichen strukturellen Voraus-
setzungen zu schaffen“ (ebd., S. 274).

Da IndustriALL in der Lohnkoordinierung keinerlei 
Weisungsbefugnis besitzt, verbleibt die letztliche Entschei-
dung über Höhe und Inhalt tariflicher Forderungen in der 
Praxis bei den nationalen Mitgliedsorganisationen. Über 
die (Nicht-)Einhaltung der Koordinierungsregel (Lohnfor-
derungen im Einklang mit Inflationsrate und Produktivi-
tätszuwachs) wird anschließend im Tarifpolitischen Aus-
schuss reflektiert. Die Sanktionsmacht des Ausschusses 
beschränkt sich hierbei jedoch auf den moralischen Appell 
an die Mitgliedsorganisationen.

Zur praktischen Relevanz der Koordinierungsregel 
bekennen sich die befragten Regionalvertreter der IG Me-
tall, die selbst Tarifverhandlungen führen, mit deutlichen 
Worten: „Also, ich bin immer ehrlich gesagt sehr stolz 
darauf gewesen und freue mich auch, dass IndustriALL 
letztendlich dann beschlossen hat, dass das keine Guide-
line ist, diese Koordinierung, sondern eine Regel ist.“ (In-
terview)

3.2 �Zur Lohnentwicklung der Metall- und 
Elektroindustrie von 1998 – 2013

Kontrastieren wir die programmatischen Positionierungen 
der Funktionäre mit der tatsächlichen Lohnentwicklung, 
zeigt sich eine deutliche Diskrepanz. Die Einordnung die-
ses Befundes erfordert einen Blick auf die tarifpolitischen 
Rahmenbedingungen am deutschen Standort: 

Die langfristige Entwicklung der Löhne weist seit den 
1980er Jahren ein lediglich moderates Wachstum unterhalb 
der Schwelle von Inflation und (sektoraler wie gesamtge-
sellschaftlicher) Produktivität auf. Dieser Umstand beding-
te nicht nur eine wesentliche Umverteilung zugunsten des 
Kapitals, sondern auch die Tatsache, dass in Deutschland 
als einzigem EU-Land 2014 ein niedrigerer Reallohn gezahlt 
wurde als zehn Jahre zuvor (Bispinck/Schulten 2014). Eine 
zunehmende Lohndifferenzierung zwischen Industrie- und 
Dienstleistungssegmenten bedingte weiterhin eine Abnah-
me der horizontale Koordinierung des deutschen Lohnfin-
dungssystems. Einem leichten Aufschwung der folgenden 
Jahre zum Trotz benennt Bispinck (2011, S. 49) den Zeit-
raum zwischen 2001 und 2011 als „tarifpolitisch verlorenes 
Jahrzehnt“. Für diese Entwicklung lassen sich drei Ursa-
chenkomplexe benennen: 

(1) Der Einflussverlust intermediärer Organisationen macht 
sich für die Gewerkschaften in Form eines Absinkens ihrer 
Mitgliedschaft um 12 % (d. h. 900.000 Mitglieder) zwischen 
2004 und 2014 bemerkbar. Das in Teilen der Politischen 
Ökonomie nach wie vor vorherrschende Bild eines stark 
koordinierten, korporatistischen Systems basierte demnach 
wesentlich auf einer Analyse der 1970er und 80er Jahre. 
Die Intermediarität der Gewerkschaften steht vor diesem 
Hintergrund infrage (Dörre 2016). 

(2) Ein zweiter Trend zur Verbetrieblichung tariflicher Aus-
einandersetzungen nahm seinen Anfang zu Beginn der 
1980er Jahre, als neue Arbeitszeit- und Beschäftigungsmo-
delle „erste Bruchstellen im System der überbetrieblichen 
Lohnfindung“ (Streeck 2013, S. 14) zu versinnbildlichen 
beginnen. Über die systematische Öffnung von Flächenta-
rifverträgen zu Beginn der 1990er Jahre führt dieser Weg 
über die 1993 eröffneten „Härtefallklauseln“ für ostdeutsche 
Betriebe schließlich zum Pforzheimer Abkommen des Jah-
res 2004. Diese Vereinbarung ermöglicht es Betriebsleitun-
gen, mit der Zustimmung der Tarifparteien (IG Metall und 
Gesamtmetall) Negativabweichungen vom vereinbarten 
Lohn zu gestalten. Vor diesem Hintergrund haben sich Ta-
rifabweichungen über das letzte Jahrzehnt in fast allen Bran-
chen „zu einem festen Bestandteil des bundesdeutschen 
Tarifsystems entwickelt“ (Haipeter 2011, S. 31). 

(3) Ein dritter Ursachenkomplex findet sich schließlich in 
den Arbeitsmarktreformen und der neuen Rolle des Staates 
(Streeck 2009). Die Hinwendung der traditionellen zur 
„Markt-Sozialdemokratie“ hat, so Nachtwey (2009, S. 72), 
„dem Kapital in doppelter Weise zugearbeitet“. Zum einen 
dienten die arbeitsmarktpolitischen Reformen der Schrö-
der-Regierung der Senkung der Lohnkosten. Verstärkt wur-
de dieser Trend, weil die Vollzeitbeschäftigung zwischen 
2001 und 2010 von 25,5 Mio. auf 23,6 Mio. zurückgegangen 
war, während die Zahl der meist niedriger bezahlten Teil-
zeitarbeitsplätze im selben Zeitraum von 10 auf 12,5 Mio. 
anstieg. Der Niedriglohnsektor umfasst hierbei kontinuier-
lich 22 bis 24 % der in Deutschland legal Beschäftigten. 
Gleichzeitig war der Anteil flexibler, nichtstandardisierter 
Arbeitsverhältnisse an der Gesamtbeschäftigung 2013 auf 
38 % (Ost), bzw. 39 % (West) gestiegen (Dörre 2016, S. 355). 
Eine Tendenz zur Auflösung des wohlfahrtsstaatlichen Klas-
senkompromisses lag zweitens im Rückbau der sozialen 
Sicherungssysteme, die unter der Bedingung zunehmender 
öffentlicher Verschuldung sowie einer sinkenden Staatsquo-
te ihre dekommodifizierende Wirkung zu verlieren drohte. 
Der Erschöpfung staatlicher Gestaltungskapazität begegne-
te man wirtschaftspolitisch mit einem restriktiven Manage-
ment des Arbeitsangebots (Streeck 2009, S. 94).

Wie in der Gesamtwirtschaft finden sich auch in der Metall- 
und Elektroindustrie über die letzten Jahrzehnte hinweg 
verschiedene Ursachen einer moderaten Lohnentwicklung. 
Hierzu zählen u. a. die Abnahme der Tarifbindung, die Öff-
nung flächentariflicher Vereinbarungen, der Abbau überta-
riflicher Entgelte (z. B. im Tausch gegen Standortsicherung) 
sowie die Ausweitung atypischer Beschäftigung. Sympto-
matisch für diese Entwicklung diagnostiziert Haipeter 
(2014) einen dreifachen Trend: 
– �Eine Modernisierung bedingt erstens der zwischen 2002 

und 2004 in Kraft getretene Entgeltrahmentarifvertrag 
mit Neuerungen in der Eingruppierung, der Einführung 
neuer Statuskomponenten wie Kooperation und Flexibi-
lität, einer stärkeren Orientierung am Zielentgelt als Ent-
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lohnungsstandard sowie einer Erhöhung des Leistungs-
entgelts im Verhältnis zum Grundentgelt. 

– �Zweitens stellt eine Variabilisierung fixierte Lohnkompo-
nenten weiter zur Disposition, indem sie umsatz- und/
oder gewinnabhängige Standards stärkt. 

– �Und drittens tritt eine Fragmentierung in erster Linie in 
Form einer zunehmenden Lohnspreizung in Erscheinung.

Tabelle 1 illustriert die Lohnentwicklung in diesem Bereich 
über den Zeitraum von 1998 bis 2013 hinweg im Verhältnis 
zur Koordinierungsregel von IndustriALL Europe als agg-
regiertes Ergebnis aller flächentarifvertraglichen Lohnver-
handlungen. Die freien Kästchen in der Zeile „Forderung“ 
beschreiben Zeiträume, in denen der abgeschlossene Ta-
rifvertrag weiterhin gültig war. Dass auch im Jahr nach den 
Tarifverhandlungen ein Lohnanstieg zu verzeichnen ist, 
liegt an der Laufzeit der abgeschlossenen Verträge, die die 
Dauer eines Jahres überschreiten. Nicht berücksichtigt sind 
verschiedene praktische Abweichungen vom Flächentarif-
vertrag. Positivabweichungen bedingen hier variable 
Lohnelemente wie Einmalzahlungen und andere Boni. Ne-
gativabweichungen entstehen durch Öffnungsklauseln. Eine 
klare Bezifferung der realen Abweichung von der Regel ist 
ausgehend von der aktuellen Datenlage nicht möglich. Auf-
grund der unterschiedlichen Modi, nach denen die Lohn-
forderungen ermittelt werden können, enthält die Tabelle 
Kalkulationen unter Bezug auf 1) die nationale Inflations-
rate und 2) die Zielinflationsrate der EZB.6

Wie die Darstellung zeigt, unterschreitet die reale Lohn- 
entwicklung die Koordinierungsregel fast über den gesam-
ten Zeitraum hinweg. Misst man die durchschnittliche Ab-
weichung unter Bezug auf die nationale Inflationsrate (1,5 % 

für den untersuchten Zeitraum), beträgt die durchschnitt-
liche Abweichung vom Regelwert minus 2,9 %. Im Falle 
einer Setzung der EZB-Rate fällt sie mit minus 3,3 % leicht 
stärker aus. Zuwächse oberhalb des Richtwertes lassen sich 
lediglich in den Jahren 2008, 2009, 2012 und 2013 beobach-
ten. Zwar entsprechen die Eingangsforderungen (die Null-
runde des Jahres 2010 ausgenommen) allesamt zumindest 
dem in der Koordinierungsregel festgeschriebenen Wert. 
Wenn man diese hätte durchsetzen können, wäre eine Ein-
haltung der Regel wahrscheinlich gewesen. Da die Verhand-
lungsergebnisse erfahrungsgemäß aber wesentlich von den 
Ausgangsforderungen abweichen, deutet dies auf eine 
grundsätzliche Bereitschaft hin, die Koordinierungsregel in 
der Praxis aufzuweichen. Insgesamt ist das programmatisch 
stark betonte Ziel einer Erfüllung der Regel somit als verfehlt 
zu beschreiben. Während weichere Indikatoren wie die In-
tensivierung des Austausches oder die etwaige Berücksich-
tigung tarifvertraglicher Elemente wie etwa Weiterbildungs-
ansprüche oder betriebliche Rentenregelungen durchaus 
als erfolgreiche Resultate anhaltender Koordinierungsini-
tiativen gesehen werden können, zeigt sich in der unmittel-
bar lohnpolitischen Dimension eine deutliche Diskrepanz 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit.

TABELLE 1

Lohnentwicklung im Flächentarifvertrag der deutschen Metall- und Elektroindustrie im Zeitraum 1998 – 2013
Angaben in Prozent   

Jahr 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 DA**

Zielinflationsrate EZB 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2 2

Inflationsrate Deutschland 1 0,6 1,4 2 1,1 1,6 1,6 1,5 1,5 2,3 2,6 0,3 1,1 2,1 2 1,5

Produktivitätszuwachs Metallsektor 5,1 * 10,1 2 1,9 2,2 4 4,8 6,4 5,1 – 0,3 – 11,9 10,4 5,9 – 1,9 – 0,7

Zielmarke 1 berechnet aus Produktivitätszuwachs und  
Zielinflationsrate der EZB

7,1 * 12,1 4 3,9 4,2 6 6,8 8,4 7,1 2 2 12,4 7,9 2 2

Zielmarke 2 berechnet aus Produktivitätszuwachs und  
nationaler Inflationsrate

6,1 * 11,5 4 3 3,8 5,6 6,3 7,9 7,4 2,6 0,3 11,5 8 2 1,5

Forderung 6,5 5,5 6,5 4 5 6,5 8 * 6,5

Abschluss 2,5 3,2 3 2,1 3,1 2,6 1,5 2 3 4,1 2,1 2,1 0 2,7 4,3 3,4

Abweichung von Zielmarke 1 – 4,6 * – 9,1 – 1,9 – 0,8 – 1,6 – 4,5 – 4,8 – 5,4 – 3 0,1 0,1 – 12,4 – 5,2 2,3 1,4 – 3,3

Abweichung von Abweichung von Zielmarke 2 – 3,6 * – 8,5 – 1,9 0,1 – 1,2 – 4,1 – 4,3 – 4,9 – 3,3 – 0,5 1,8 – 11,5 – 5,3 2,3 1,9 – 2,9

* Keine Angabe. 
** Durchschnittliche Abweichung.

Quelle: Forderungen IG Metall: http://www.gesamtmetall.de/gesamtmetall/meonline.nsf/id/Page-Tarifchronik-Tarifentwicklung-seit-1990/$file/Tarifentwicklung-1990-2012.pdf; 
Produktivität: http://www.gesamtmetall.de/gesamtmetall/meonline.nsf/id/PageJahreszahlen-in-langen-Zeitreihen_DE;  Abschlüsse IG Metall: WSI-Tarifarchiv.

6	 Variabilisierung und die Fragmentierung verunklaren die 
Abbildung der Lohnentwicklung in dem Sinne, dass sich 
der Zeitpunkt der Entlohnung verschieben kann. Weiterhin 
erhöht sich so auch die Bedeutung nicht unmittelbar mone-
tärer Lohnelemente wie Weiterbildungsmaßnahmen oder 
Rentenansprüche. Schließlich sind auch Lohnverminderun-
gen durch betriebliche Öffnungsklauseln nicht abgebildet.
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3.3 �Zur Praxis der Lohnkoordinierung

Den Vorwurf absichtlicher Lohnzurückhaltung bezeichnet 
einer der befragten Regionalvertreter als „riesigen 
Schmarrn“ und fügt hinzu: „Naja, es gibt sozusagen den 
Vorwurf in der Frage, dass die Tarifabschlüsse zu gering 
sind. Aber auch da ist die Frage, ist das tatsächlich anders 
möglich. Also, ich kenne die Debatte nicht, wo man sagt, 
okay, eigentlich könnten wir 5 % haben, aber lass uns mal 
nur 3,8 % abschließen.“ (Interview)

Als Ursache benennen die Repräsentanten der Organi-
sation und an dieser Stelle einer der befragten Regionalver-
treter die ungünstigen Rahmenbedingungen der letzten 
Jahre. Vor diesem Hintergrund gibt sich auch ein anderer 
Vertreter mit dem Arbeitsschwerpunkt Tarifpolitik mit 
Blick auf die Erfolgschancen der Lohnkoordinierung unter 
Bedingungen heterogener Lohnfindungssysteme im Euro-
raum nicht allzu optimistisch: „Das Problem ist hier einfach, 
also eins der Grundprobleme ist bei dieser Lohnkoordinie-
rung: Wie soll das bitte funktionieren? Wir haben kein 
Rezept dafür und an der Stelle muss man sagen, wir haben 
es versucht in den letzten Jahren.“ (Interview)

In diesem Sinne relativiert einer der regionalen Tarifse-
kretäre die praktische Relevanz des europäischen Referenz-
rahmens für die realen Lohnverhandlungen: „Also, der Be-
gründungszusammenhang, den man eigentlich verinnerlicht 
hat, [ist] auch nach außen hin so darzustellen. Und dann hat 
es, wenn wir in der Bewegung sind, nicht mehr so eine hohe 
Bedeutung. Also, du kannst dich beim Warnstreik nicht da 
hinstellen und sagen, wir machen es deshalb, weil unsere 
europäischen Freunde das benötigen.“ (Interview)

Die gleiche Konstellation beschreibt auch sein Kollege 
aus einem anderen Tarifgebiet „Europa ist da nicht so prä-
sent, wie sich das vielleicht in den Broschüren, oder wie 
man sich das in der Wirklichkeit so vorstellt. Wie gesagt, 
da sitzt keiner im Hinterzimmer und hat den europäischen 
Rechner auf, tippt das ein und sagt, geht nicht oder geht. 
Sondern das ist eher so ein Punkt, wo man sagt, wir müssen 
uns auch dazu rechtfertigen, wir müssen das einfließen 
lassen, aber in der praktischen Arbeit habe ich jetzt keinen 
Ordner in der Tarifrunde 2015, wo ich jetzt Europa stehen 
habe.“ (Interview) 

Bezogen auf die praktische Abstimmung im Sinne einer 
gemeinsamen Regel schlussfolgert der Sprecher aus seinen 
Erfahrungen als Delegierter auf der gemeinsamen Tarifpo-
litischen Konferenz von IndustriALL im Juni 2014: „Können 
Sie sich vorstellen, dass dieser Club ein gemeinsames Ver-
handlungsgremium hat und sagt, okay, ich verhandele das 
jetzt und aufgrund der unterschiedlichen Systeme von Ru-
mänien, Bulgarien, über die Slowakei, Österreich, Deutsch-
land bis hoch nach Norwegen eine gemeinsame Linie zu 
finden? Was ist denn jetzt sozusagen die richtige Lohnsum-
me, was ist denn jetzt die richtige Arbeitszeit?“ (Interview)

Weiterhin verneint der Interviewpartner auch die Teil-
nahme nationaler Vertreter an den Tarifverhandlungen 
im jeweils angrenzenden Ausland und verweist so auf die 

Nicht-Praktizierung eines wesentlichen Bestandteils der 
Koordinierungsinitiative. Zusätzliche Probleme für die 
Koordinierungspraxis offenbaren sich aber auch bei der 
Analyse der Erhebung tarifpolitischer Ergebnisse in der 
Eucob@n-Datenbank. So besteht erstens keinerlei Über-
einstimmung in der Frage, welche Inflationsrate zugrunde 
zu legen ist – die der EZB oder die jeweils nationale.7 Wie 
die IG Metall (2011) bereits in ihrem Bericht zur Wirkung 
der Koordinationsregel ermittelt, existiert zweitens bis 
heute keine offizielle europäische Statistik mit harmoni-
sierten Tarifdaten. Hierfür gibt es unterschiedliche Grün-
de: Zum einen benennt IndustriALL (2014, S. 10) „Prob-
leme bei der Datenerhebung ergeben sich hinsichtlich der 
Zuverlässigkeit der Meldungen.“ Dass nationale Mitglieds- 
organisationen keine ausreichenden Informationen über 
die dortigen Tarifentwicklungen liefern, verhindert eine 
vergleichbare Darstellung im europäischen Maßstab. Doch 
auch wenn diese Daten lückenlos vorlägen, wäre eine ent-
sprechende Aufbereitung schwierig. Denn die Organisa-
tionsgebiete der jeweiligen Gewerkschaften unterscheiden 
sich voneinander: Während etwa die IG Metall einen ei-
genen Tarifabschluss für die Metall- und Elektroindustrie 
erwirkt, spielt sich die Lohnfindung in anderen Ländern 
über andere Segmente hinweg ab. 

Vor diesem Hintergrund verdeutlicht sich eine Diskre-
panz in der politischen Orientierung der IG Metall: Die im 
Rahmen der tarifpolitischen Selbstdarstellung der IG Metall 
formulierten Leitsätze zur Lohnkoordinierung spielen in 
der praktischen Auseinandersetzung nicht die Rolle, die 
ihnen rhetorisch zugedacht wird. Diese Einschätzung wird 
von einem internationalen Vertreter auf den Punkt gebracht: 
„Das ist alles wunderbar nett. Ist ein Riesenaufwand, Eu-
cob@n, was die da leisten, was die an Daten sammeln. Aber 
ich kann sagen, ich kenne Brüssel jetzt über 30 Jahre. Ich 
habe den Eindruck, okay, man tut da einiges. Aber wenn es 
um nationale Interessen geht, interessiert das alles nicht. Da 
bin ich also absolut skeptisch, ich halte das mittlerweile für 
eine Riesenheuchelei.“ (Interview)

Die Orientierung an der Lohnformel stellt für ihn ledig-
lich eine „offizielle Sprachregelung“ dar. Tatsächlich sei es 
aber so „dass Leute letztlich ihre nationale Hose sehen. Oder 
ihr Hemd sehen, und das ist ihnen näher als alles andere.“ 
(Interview)

Bis hierhin scheint es also so, als ließe sich die Initiative 
zur Lohnkoordinierung als Strategie und mit den Worten 
des IndustriALL-Vertreters als systematisch in Kauf genom-
mener Widerspruch oder – wie es der Interviewpartner 
formuliert – sogar Heuchelei erklären. Aber stellt dies wirk-
lich eine ausreichende Erklärung dar? Hinter der anhalten-

7	 Und auch über die Ermittlung Letzterer besteht keineswegs 
Einigkeit. Während z. B. in den Niederlanden die Hersteller-
preise hinzugezogen werden, verlässt man sich in Belgien 
auf den sog. „Gesundheitsindex“ und in Deutschland auf 
den „Deflationierer“ der Verbraucherpreise. 
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den Verfolgung einer (nominellen) Koordinierungsstrate-
gie erkennt einer der regionalen Tarifsekretäre den 
Beweggrund, „dass man nach außen programmatisch deut-
lich macht, was wir da wollen. Und dass im Alltag das eine 
oder andere dann hinten runterfällt, das ist dann keine böse 
Absicht oder Vernachlässigung oder irgendwas.“ (Inter-
view)

Lohnkoordinierung dient aus dieser Sicht also nicht der 
tatsächlichen Abstimmung von Löhnen (oder entsprechen-
der Forderungen), sondern als programmatische Aufforde-
rung dazu. Dementsprechend beschreibt auch der andere 
Tarifsekretär die Diskrepanz „zwischen Theorie und Praxis“ 
der Initiative. Zwar sei die praktische Wirklichkeit „oft kom-
plizierter als das, was am grünen Tisch gedacht wird.“ (In-
terview). Gleichzeitig benötige die tarifpolitische Praxis 
aber auch eine auf die Zukunft gerichtete Programmatik, 
welche sich aus der Theorie ergebe: „Wenn ich alles nur auf 
Praxis nehme, und sage, die gemeinsame große Idee ist mir 
egal, das wird auch nicht funktionieren. Aber dieses Span-
nungsfeld, das macht ja eigentlich das aus meiner Sicht erst 
so interessant, sozusagen, aus gewissen Gründen, verweh-
re ich jetzt der Praxis auch etwas. Oder ich mache es dann 
eben nicht. Oder ich versuche, es nochmal besser zu ma-
chen, als ich es heute hinkriege. Aber ich kann mich nicht 
nur auf der einen Seite bewegen. Ich muss sozusagen das 
ganze Feld auch mit betrachten.“ (Interview)

Diesen programmatischen Charakter der Zusammen-
arbeit stellt auch ein ehemaliger Mitarbeiter des EMB her-
aus: „Das ist mit den Parteiprogrammen ja auch nicht an-
ders. Da steht ja auch meist Gutes drin. Ich finde, so ein 
Programm zu entwickeln, das ist auch insofern Klasse, dass 
wir überhaupt mal diskutieren.“ (Interview) In diesem Sin-
ne betrachtet ein Interviewpartner die Initiative zur 
Lohnkoordinierung auch „nicht als Mühlstein, der mir im-
mer um den Hals gelegt wird, sondern […] eher als gemein-
same, sinnstiftende Idee, zu sagen, es ist schon richtig.“ 
(Interview)

Dass die Koordinierung von Lohnabschlüssen aller-
dings für immer auf den Status einer reinen Idee zu redu-
zieren sei, ist damit, so der Tenor der Interviews, nicht 
gesagt: Auf die Frage, ob eine vor allem symbolische Koor-
dinierung ihm angesichts der unmittelbaren Problemsitu-
ation nicht als frustrierendes Unterfangen erscheine, erläu-
tert ein IndustriALL-Vertreter seine programmatische 
Orientierung als langfristig angelegte Politikauffassung, 
welche in erster Linie auf Hartnäckigkeit und Kontinuität 
bei der Verfolgung der angestrebten Ziele beruhe: „You want 
early retirement at 58 in your sector. And you ask it from 
the employers. And they don´t give it to you. In two years´ 
time, we come back and we want early retirement with 58. 
And if we don´t succeed, we come back and want early 
retirement with 58. Until finally, we succeed. It is the ob-
jective in collective bargaining.” (Interview)

Während verbindliche gesetzliche Regelungen „at the 
moment“ (sic!) nicht möglich seien, könnten diese über 
einen längeren Zeitraum hinweg durchaus angestrebt wer-

den. Diesen Ansatz beschreibt er als „working towards the 
future and guiding it.“ (Interview) Aktuelle Initiativen zur 
Lohnkoordinierung dienten vor diesem Hintergrund der 
perspektivischen Etablierung einer europäischen Verhand-
lungsarena – und eben anders als gesagt nicht der Koordi-
nierung von Löhnen in der Gegenwart. Die Möglichkeit 
einer Koordinierung im Sinne der Regel kann für die Zu-
kunft allerdings keineswegs ausgeschlossen werden. Und 
genau hieraus beziehen die Initiativen einen wichtigen Teil 
ihrer Legitimation.

3.4 �Zusammenfassung der empirischen 
Befunde 

Während die Koordinierung nationaler Lohnpolitiken im 
europäischen Metallsektor seit Mitte der 1990er Jahre an-
gestrebt wird und eine Beeinflussung des lohnpolitischen 
Diskurses im Sinne eines lohngetriebenen Wachstumsmo-
dells vor dem Hintergrund der European Economic Gover-
nance (Pernicka 2015) festzustellen ist, ist der Erfolg dieser 
Initiative gemessen an ihrem nominellen Ziel (gleichmäßi-
ge Lohnentwicklung mindestens in Höhe von Inflationsra-
te und Produktivitätszuwachs) gering. 

Die Abstimmung der Lohnentwicklung im Einklang mit 
der Koordinierungsregel konnte, dies zeigt sich in Tabelle 1, 
über den Untersuchungszeitraum hinweg nicht erreicht 
werden. Als Ursachen für das Scheitern der Initiative lassen 
sich verschiedene institutionelle Kontextfaktoren erkennen: 
die Heterogenität der Lohnfindungssysteme in der Eurozo-
ne sowie die begrenzte tarifpolitische Durchsetzungsfähig-
keit der IG Metall unter Bedingungen von Mitgliederverlust, 
abnehmender Tarifbindung und Arbeitsmarktreformen.8 
Dass IG Metall und IndustriALL auch unter diesen widrigen 
Rahmenbedingungen an dem Projekt festhalten, erscheint 
widersprüchlich mit Blick auf eine Reihe operativer Defizi-
te der Initiativen:

(1) Aufgrund der unterschiedlichen tarifpolitischen Zustän-
digkeiten der zahlreichen nationalen Gewerkschaftsorga-
nisationen gewährleisten die Daten keine Vergleichbarkeit 
der Tarifentwicklung.

(2) Es herrscht keine allgemeine Übereinkunft darüber, wel-
che Inflationsrate zur Umsetzung der Regel hinzugezogen 
werden soll – die jeweils nationale oder die von der EZB 
angestrebte. Dieselbe Unklarheit besteht im Hinblick auf 
die Wahl der Produktivitätsentwicklung. Unter den euro-
päischen Metallgewerkschaften herrscht über den Untersu-
chungszeitraum hinweg keinerlei Einigkeit darüber, ob die-
se in Bezug auf den jeweiligen Wirtschaftssektor oder die 
nationale Gesamtwirtschaft zu ermitteln ist. 

8	 Inwiefern eine Strategie der Lohnzurückhaltung die aus-
schlagebene Ursache ist (vgl. Höpner 2013, S. 6), kann 
hier nicht beantwortet werden.
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(3) Die im Rahmen der Koordinierungsinitiative vorgese-
hene Entsendung nationaler Vertreter zur Teilnahme an 
den Tarifverhandlungen von Schwestergewerkschaften aus 
den Nachbarländern existiert zwar als Idee, wird aber nicht 
(oder zumindest nicht flächendeckend) praktiziert. 

Vor diesem Hintergrund ist die Haltung von IG Metall und 
IndustriALL zur Lohnkoordinierung als ambivalent einzu-
schätzen. Zwar fällt das Bekenntnis zu ihrer Notwendigkeit 
im Rahmen verschiedener Publikationen sowie in Äuße-
rungen der interviewten Vertreter sehr eindeutig aus. In 
der Praxis aber erscheint, auch dies zeigt sich an den zitier-
ten Passagen, die Bedeutung der Koordinierungsregel als 
eher untergeordnet. Eine Forderung in Höhe der Lohnkoor-
dinierungsregel lässt sich zwar in fast allen untersuchten 
Tarifrunden finden. Da aber wohl kaum eine Gewerkschaft 
(und historisch betrachtet auch nicht die IG Metall) ihre 
Eingangsforderungen 15 Jahre in Folge durchzusetzen ver-
mag, deutet die zu erwartende Diskrepanz zwischen For-
derung und Abschluss auf die Schlussfolgerung hin, dass 
das Scheitern der nominellen Forderungen, die die Regeln 
der Lohnkoordinierung durchaus reflektiert haben, letztlich 
einkalkuliert wird. Gegenüber dem eigenen formulierten 
Anspruch müssen mit Blick auf die Realität der Koordinie-
rungspraxis also wesentliche Abstriche gemacht werden. 
Als Ergebnis lässt sich festhalten, dass es sich bei den ko-
ordinierten Werten keinesfalls um tatsächliche Lohnab-
schlüsse, sondern lediglich die jeweils geltend gemachten 
Forderungen handelt. Zugespitzt ausgedrückt könnte man 
insofern an Stelle von Lohnkoordinierung konsequenter-
weise auch eher von Lohnforderungskoordinierung sprechen. 
Wie aber ist diese Diskrepanz abschließend zu bewerten?

4. �Fazit

Die empirische Analyse zeigt – zumindest oberflächlich be-
trachtet – dass entgegen aller programmatischen Ziele die 
Umsetzung EU-weiter gemeinsamer tarifpolitischer Positio-
nen in der Vergangenheit gescheitert ist. Dieser Befund 
scheint euroskeptischen Positionen, wie sie schon seit gerau-
mer Zeit zu vernehmen sind (Höpner/Schäfer 2010; Scharpf 
2009), Recht zu geben. Zu groß sind aus dem Blickwinkel 
der Vergleichenden Politischen Ökonomie die Unterschiede 
zwischen den Ländern, und die auf Veränderung und Anglei-
chung hinwirkenden Potenziale der beteiligten Akteure er-
scheinen als zu gering. Allerdings offenbart der hier verfolg-
te handlungstheoretische Ansatz eine andere Perspektive 
– und erzählt damit eine andere Geschichte: Denn gegen eine 
„strukturalistische oder deterministische Sicht“, so bemerkt 
mit Kowalksy (2010, S. 139) ein Vertreter der eurooptimis-
tischen Seite, gelte es, „festzuhalten, dass europäische Initi-
ativen, die Konflikte hervorrufen, deutliches Politisierungs- 
und damit Veränderungspotenzial haben.“ 

Um den Widerspruch im Verhalten von IG Metall und 
IndustriALL verstehen zu können, gilt es, die konkurrie-
renden Handlungslogiken in Betracht zu ziehen, die die 
politische Orientierung von Gewerkschaften bestimmen: 
Während Schmitter und Streeck (1999) mit der Mitglieder-
logik die unmittelbaren Interessen der Mitglieder an Lohn-
zuwächsen und Arbeitsplatzsicherheit herausstellen, unter-
streichen Frege und Kelly (2004) einen Status von 
Gewerkschaften als „wertrationale Organisationen“. Ein 
schlichtes Insistieren auf der Diskrepanz zwischen interna-
tionalistischem Reden und standortnationalistischem Han-
deln greift zum Verständnis des komplexen Mobilisierungs-
prozesses zu kurz. 

An Stelle einer rein kalkulierten Kompensationsstrategie 
gelingt es den Organisationen auf diese Weise, ihre Hand-
lungsfähigkeit auch unter widrigen Bedingungen zu erhal-
ten. Wie gezeigt wurde, bedingt die multiple Einbindung 
der IG Metall in das Mehrebenensystem der EU verschie-
dene inkonsistente Erwartungen. Dass eine reale Erfüllung 
häufig als nicht umsetzbar erscheint, bedeutet jedoch nicht, 
dass ihre Vertreter keine derartigen Ambitionen verfolgen. 
In der dezidierten Zukunftsorientierung der Initiativen fin-
det sich ein Moment, das über die Prämissen einer bloßen 
Entkoppelung hinausweist. Denn um zu einem späteren 
Zeitpunkt in der Lage zu sein, Lohnabschlüsse miteinander 
koordinieren zu können, so der Tenor unter den Befragten, 
müssen entsprechende Initiativen weiter aufrechterhalten 
werden, auch wenn sie gegenwärtig nicht zu den eigentlich 
gewünschten Ergebnissen führen. Was von außen betrach-
tet wie ein systematischer Misserfolg oder sogar als (Selbst-)
Betrug wirken mag, erscheint unter Berücksichtigung der 
Akteursperspektive als (provisorisches) Zwischenergebnis 
unterschiedlicher miteinander verbundener Handlungs-
stränge. Dass jemand etwas tun will und soll, heißt nicht, 
dass er es auch kann – aber eben genauso wenig, dass er es 
nie können wird. Das Festhalten an der Lohnkoordinierung 
mit dem Versprechen einer Verbesserung der Initiative in 
der Zukunft erscheint vor diesem Hintergrund nicht nur 
als Kompensation gegenwärtigen Scheiterns, sondern auch 
als kreativer Umgang mit Unsicherheit.

Aus einer eurooptimistischen Sicht kommt solchen sym-
bolischen Bildern über die Zukunft der EU als politischem 
Projekt eine wichtige Bedeutung zu, „in the sense that novel 
institutions do not emerge ex nihilo” (Sabel/Zeitlin 2012, 
S. 423): Die Etablierung relativ weitreichend gültiger und 
dauerhaft beständiger Regeln als Rahmenwerk eines poli-
tischen Systems erfordert (zumindest im Falle ihrer absichts-
vollen Gestaltung) eine gemeinsame Vision unter den aktiv 
beteiligten Akteuren.

Wie Streeck (1998, S. 391) bemerkt, ist eine solche ge-
nuin optimistische Zukunftsorientierung grundsätzlich im 
Integrationsprojekt gewissermaßen strukturell angelegt: 
Damit die Mitgliedstaaten eine politische Gemeinschaft 
bilden können, müssen sie davon ausgehen, dass „diese sich 
zu einem ‚Europa der Bürger‘ […] entwickelt, oder ihr In-
tegrationsprojekt wird aus Mangel an Unterstützung fehl-



WSI MITTEILUNGEN 8/2017

575

schlagen.“ Indem sie die Zielerreichung in die Zukunft verschieben, erhal-
ten die Gewerkschaften ihre politische Handlungsfähigkeit. Über die 
reale Umsetzbarkeit der Lohnkoordinierung als tarifpolitischem Projekt 
ist damit freilich allerdings noch nichts gesagt. Diese Ambivalenz beschreibt 
auch Schulten (2005, S. 15): „Es ist gerade der Widerspruch zwischen der 
Hoffnung auf ein integriertes Europa als Gegengewicht zur neoliberalen 
Globalisierung einerseits und der praktischen EU-Politik, die vielfach selbst 
das neoliberale Projekt vorantreibt, andererseits, die das Verhältnis zwi-
schen Gewerkschaften und europäischer Integration vielfach ambivalent 
erscheinen lässt.“

Inwiefern die gegenwärtig mehr rhetorische als tatsächliche Koordinie-
rung von Lohnforderungen ihr tarifpolitisches Potenzial für die Erreichung 
des Fernziels eines „Sozialen Europa“ noch entfalten kann und eben nicht 
der Rationalisierung eines Integrationsprojektes dient, welches den meisten 
Gewerkschaften mehr schadet als nützt, wird die Zukunft zeigen.
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